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Rechtssatz 

Die Verweigerung des Militärdienstes ist in vielen Fällen Ausdruck politischer Überzeugungen (sei es, 
dass sie in der Ablehnung jeglicher Anwendung militärischer Gewalt oder in der Opposition zur Politik 
oder den Methoden der Behörden des Herkunftslandes bestehen), religiöser Überzeugungen oder sie hat 
ihren Grund in der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe. In diesen Konstellationen können 
die Verfolgungshandlungen aufgrund der Verweigerung des Wehrdienstes den einschlägigen 
Verfolgungsgründen zugeordnet werden. Die Verweigerung des Militärdienstes kann allerdings auch aus 
Gründen erfolgen, die in den Verfolgungsgründen von Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. Art. 10 
Statusrichtlinie keine Deckung finden. Sie kann u.a. durch die Furcht begründet sein, sich den Gefahren 
auszusetzen, die die Ableistung des Militärdienstes im Kontext eines bewaffneten Konflikts mit sich 
bringt. Ginge man davon aus, dass die Verweigerung des Militärdienstes in jedem Fall mit einem der von 
der GFK vorgesehenen Verfolgungsgründe verknüpft ist, würde dies somit in Wirklichkeit darauf 
hinauslaufen, diesen Gründen weitere Verfolgungsgründe hinzuzufügen, was weder mit der GFK noch 
mit der Statusrichtlinie in Einklang stünde (EuGH Rs. EZ, Rn. 47 ff). 
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